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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Im Herbst nahm der Bundesrat die Anliegen der obenstehenden Vorstösse selber auf,
indem er sich entschloss, Massnahmen zur Teuerungsbekämpfung im Bereich der
Hypothekarzinsen zu ergreifen. Vorausgegangen war diesem Entschluss eine erneute
Anhebung der Zinssätze für Althypotheken – die vierte seit 1989  –, welche in weiten
Kreisen, bis hinein in bürgerliche Parteien, sehr negative Meinungsäusserungen
hervorgerufen und die der Bundesrat explizit zum Anlass seiner Massnahmen
genommen hatte. Damit war der Hypothekarzinssatz innerhalb zweier Jahre um 40
Prozent gestiegen. Sorgen bereitete dem Bundesrat allerdings vor allem die
Kurzfristigkeit der Ereignisse, welche die Anpassungsfähigkeit des Systems teilweise
überfordere und unerwünschte Inflationsschübe verursache. In seiner Botschaft vom
10. September schlug er daher vor, durch einen dringlichen Bundesbeschluss für drei
Jahre die Preisüberwachung für Hypothekarzinsen einzuführen.

Die vorgeschlagene Massnahme stützt sich auf Artikel 31 quinquies Absätze 1 und 2 BV.
Danach kann der Bund im Geld- und Kreditwesen die Handels- und Gewerbefreiheit
beschränkende Massnahmen treffen, welche insbesondere der Teuerungsbekämpfung
zu dienen haben. Da die Landesregierung einen solchen Eingriff jedoch als erheblich
betrachtete, befristete sie die Massnahmen auf höchstens drei Jahre. Kurzfristiges,
rasches Handeln war andererseits auch aufgrund der sich verschärfenden Lage auf dem
Wohnungsmarkt angezeigt, weshalb die vorgesehenen Massnahmen als dringlich
veranschlagt wurden. Ihre Ausführung ist dem Preisüberwacher übertragen. Dabei
sollen sinngemäss die entsprechenden Bestimmungen des Preisüberwachungsgesetzes
gelten. Anders als bei diesem sollte der Missbrauch jedoch nicht nach wettbewerbs-,
sondern nach konjunkturpolitischen Gesichtspunkten erfasst werden.

Kurz vor Erlass der Botschaft hatte der Bundesrat alle interessierten Seiten zu einer
konferenziellen Anhörung zusammengerufen. Diese ergab bei den Banken, der
Bauwirtschaft und den Immobilienkreisen eine negative Resonanz, während die
Hauseigentümer der Hypothekarzinsüberwachung mit Vorbehalten, die Mieterverbände
dagegen grundsätzlich zustimmten. Von den vertretenen Parteien äusserten sich die
SVP, die LP und die AP negativ, während die FDP starke Bedenken zeigte; einzig die SP
befürwortete die Vorlage generell. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.09.1990
DIRK STROHMANN

Die tags darauf angesetzte Beratung des Ständerats erbrachte etwa die gleichen
parteipolitischen Fronten wie im Nationalrat. Auch hier wandten sich fast
ausschliesslich freisinnige und liberale Parlamentarier gegen ein Eintreten, wobei
neben der mangelnden Marktverträglichkeit der Vorlage auch das von
Konjunkturforschern, dem Baugewerbe und den Banken unterstützte Argument
vorgebracht wurde, dass der Gesetzesbeschluss in der vorliegenden Form so gut wie
nichts zur Förderung des Wohnungsbaues bewirke. Entgegen dem von Reymond (lp, VD)
vorgetragenen Minderheitsantrag beschloss der Rat jedoch mit 24 gegen 14 Stimmen,
die Vorlage zu behandeln. Genau wie in der grossen Kammer vermochte sich dann
freilich auch im Ständerat die konjunkturpolitische Preisüberwachung nicht
durchzusetzen. Mit deutlicher Mehrheit – 25 gegen 6 – wurde ein entsprechender
Antrag der Sozialdemokraten verworfen.
. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.10.1990
DIRK STROHMANN
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Raumplanung

Die Beurteilung der Wirksamkeit der 1989 vom Parlament beschlossenen drei
dringlichen Bundesbeschlüsse zur Bekämpfung der Bodenspekulation fiel uneinheitlich
aus. Eine Umfrage bei Grundbuchämtern von Bund, Kantonen und Gemeinden
vermochte anfangs Jahr noch eine positive Wirkung der drei Massnahmen
auszumachen. Insbesondere die Einführung der Sperrfrist verhindere weitgehend die
spekulativen sog. «Kaskadenverkäufe». Dagegen warfen kritische Stimmen das
Argument ein, eine fünfjährige Sperre sei zu kurz, um die grossen Spekulanten wirksam
abschrecken zu können; der Hypothekarzins und auch das neue Mietrecht wirkten
derzeit weit dämpfender auf die Spekulation. Störend auf die Anwendung der
Beschlüsse wirkte sich auch die in den einzelnen Kantonen uneinheitliche
Bewilligungspraxis hinsichtlich von Ausnahmen bei der Verkaufssperre aus, welche in
vielen Kantonen rege beantragt worden waren. Daher sah sich der Bund veranlasst, der
Forderung der Kantone nachzukommen und Richtlinien zur Anwendung der Beschlüsse
auszuarbeiten. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.01.1990
DIRK STROHMANN

Bodenrecht

Bei Einführung seiner dringlichen Massnahmen im Bodenrecht sowie bei der
Unterstellung der Hypothekarzinsen unter eine wettbewerbspolitische Kontrolle hatte
der Bundesrat ein Anschlussprogramm in Aussicht gestellt und verschiedene
Arbeitsgruppen mit der Überarbeitung des Bodenrechts, der Wohnungspolitik sowie
einer Analyse des Hypothekarmarktes betraut. Gestützt auf deren Ergebnisse kündigten
die Bundesräte Delamuraz und Koller an einer Pressekonferenz vom 16. September
weitere gesetzliche Massnahmen auf den betreffenden Gebieten an.

Sofort angehen möchte der Bundesrat dabei die Massnahmen, welche in seinem
eigenen Kompetenzbereich liegen. Dazu gehören die Erhebung der Baulandreserven,
die Verwendung von Geldern der beruflichen Vorsorge für Wohneigentum sowie
Bewertungsvorschriften für Grundstücke institutioneller Anleger. Darüber hinaus soll
eine Vernehmlassung zur Änderung des Pfandbrief-, Anlagefonds-, Stempelsteuer- und
Verrechnungssteuergesetzes stattfinden.
Neben dem Übergang zur Marktmiete, mit deren Prüfung eine Expertenkommission
betraut wurde, sieht das bundesrätliche Konzept weitere Massnahmen im Bodenrecht
vor. Angestrebt wird die Einführung eines unlimitierten Vorkaufsrechts für Mieter und
eines Vorkaufsrechts für Gemeinwesen, die Veröffentlichung der Grundstückspreise
bei Eigentumsübertragungen, die Offenlegung der Eigentumsverhältnisse an
Immobiliengesellschaften sowie die Beibehaltung der Sperrfrist zur Veräusserung
nichtlandwirtschaftlicher Grundstücke.
Mittelfristig – d.h. im Jahr 1993 – sollen nach dem Willen des Bundesrats
vernehmlassungsreife Entwürfe zur Mehrwertabschöpfung, zum Erschliessungsrecht, zu
den Erschliessungsbeiträgen zu Wohnanteilsplänen sowie zur Vereinfachung des
Baubewilligungsverfahrens vorliegen. Für 1994 schliesslich sind Entwürfe für die
Einführung eines Grundbuches als Bodeninformationssystem sowie ein Muster- und
Modellerlass für das kantonale Bau- und Planungsrecht und das kantonale Fiskalrecht
vorgesehen.

Von den Parteien und den betroffenen Interessengruppen wurden die Vorschläge des
Bundesrates mit Zurückhaltung aufgenommen. Einstimmig begrüsst wurde von den
Regierungsparteien einzig die Verwendung von Pensionskassengeldern zur Finanzierung
von Wohneigentum. Dagegen beurteilte die SP den geplanten Übergang zur Marktmiete
als «jenseits von gut und böse», währenddem die FDP und vor allem die SVP –
unterstützt vom Hauseigentümerverband – mit der Einführung des Vorkaufsrechts für
Mieter und Gemeinwesen Mühe bekundeten. Der Mieterverband anerkannte zwar die
ernsthaften Anstrengungen des Bundesrates zu einer besseren Bodennutzung,
vermisste jedoch Massnahmen zur Schaffung oder Erhaltung günstigen Wohnraums. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.09.1991
DIRK STROHMANN
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Wohnungsbau und -eigentum

Einen weiteren Pfeiler der Massnahmen des Bundesrates zur Eindämmung des
Ansteigens der Hypothekarzinsen soll die Erhöhung der Rahmenkredite für die
Wohnbau- und Eigentumsförderung bilden. Diese, so beantragte der Bundesrat den
Räten im Dezember, sollten für die Zeitspanne von 1992 bis 1996 massiv, nämlich um
über eine Mia Fr. heraufgesetzt werden. Damit liesse sich jährlich der Bau von 5500
Wohnungen fördern, 2000 mehr als bisher. Im einzelnen verlangt der Bundesrat einen
neuen Rahmenkredit von CHF 905 Mio. für nicht rückzahlbare Beiträge. Diese werden
in erster Linie wirtschaftlich schwächeren Personen als Zusatzverbilligungen zur
Senkung der Mietzinse und Eigentümerlasten gewährt. Der Rahmenkredit für
rückzahlbare Darlehen und Beteiligungen, aus welchem die Zuschüsse des Bundes für
die Grundverbilligungen finanziert werden, soll von 65 auf CHF. 180 Mio. erhöht
werden. Keine Anhebung ist dagegen für den Rahmenkredit für Bürgschaften und
Schuldverpflichtungen vorgesehen. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.12.1990
DIRK STROHMANN

Die vom Bundesrat in dem entsprechenden Bundesbeschluss vom Dezember letzten
Jahres geforderte Erhöhung der Rahmenkredite für die Wohnbau- und
Eigentumsförderung für die Periode 1992 bis 1996 war in beiden Räten unbestritten.
Uneins war man sich jedoch in der Frage, ob die von der Regierung beantragten Mittel
(CHF. 905 Mio. für nicht rückzahlbare Beiträge und CHF. 180 Mio. für rückzahlbare
Darlehen und Beteiligungen) ausreichend seien. Im Nationalrat waren die SVP, die LP
und eine Minderheit der FDP dieser Meinung. Die SP und die Mehrheit der Grünen
verlangten demgegenüber eine gute Verdoppelung dieser Kredite. Durchsetzen konnte
sich schliesslich der Kompromissantrag der Kommissionsmehrheit, die
nichtrückzahlbaren Beiträge auf CHF. 1400 Mio. und die rückzahlbaren Darlehen auf
CHF. 300 Mio. zu erhöhen. Zudem beschloss der Nationalrat, einen Fonds von CHF. 5
Mio. für Forschungs- und Studienaufträge im Zusammenhang mit der betreffenden
Rechtsmaterie explizit in den Bundesbeschluss aufzunehmen.

Der Ständerat weigerte sich im Sommer, freilich mit 20 gegenüber 18 Stimmen nur
äusserst knapp, die vom Nationalrat beschlossene Erhöhung mitzutragen und beharrte
auf den Vorschlägen des Bundesrates. Er verpflichtete diesen allerdings in einer
Motion, beim Parlament einen Zusatzkredit zu verlangen, sobald der Rahmenkredit
aufgebraucht sei.

In der Differenzbereinigung kam der Nationalrat der kleinen Kammer mit der Reduktion
des Kreditrahmens für nichtrückzahlbare Beiträge auf CHF. 1'200 Mio. entgegen, bei
den rückzahlbaren Darlehen und Beteiligungen hielt er jedoch an einer Kredithöhe von
CHF. 300 Mio. fest. Diese Lösung wurde auch vom Ständerat akzeptiert. Die Motion des
Ständerates für einen allfälligen Zusatzkredit überwies die grosse Kammer lediglich als
Postulat. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.03.1991
DIRK STROHMANN

In Antwort auf die von beiden Räten überwiesenen parlamentarischen Initiativen
Spoerrys (fdp, ZH) und Kündigs (cvp, ZG) und in Abschreibung von gleich sieben
Postulaten legte der Bundesrat im August den Entwurf für ein Bundesgesetz über die
Wohneigentumsförderung mit Mitteln der beruflichen Vorsorge vor. Darin wird das
bisher geltende Verbot der Verpfändung von Vorsorgeansprüchen im Falle des Erwerbs
von Wohneigentum für den eigenen Bedarf aufgehoben und die Rechtsgrundlage für
einen Vorbezug der Pensionskassengelder festgeschrieben. Gemäss der in der
Vernehmlassung mehrheitlich geäusserten Kritik und im Gegensatz zu der ursprünglich
vom EDI ausgearbeiteten Vorlage soll der Bezug der Gelder bar und nicht als Darlehen
erfolgen. Zur Sicherung des Vorsorgezweckes werden Höchstgrenzen der zu
beziehenden Pensionskassengelder sowie Alterslimiten festgelegt.

Der Bundesrat rechnet aufgrund der im Gesetz vorgesehenen Einschränkungen mit
einer Beanspruchung von maximal 120 der heute von den Vorsorgeeinrichtungen
verwalteten CHF. 300 Mrd., wovon jedoch nach heutigen Werten lediglich rund CHF. 20
Mrd., oder 7 Prozent der Vorsorgegelder, auch wirklich bezogen werden dürften. Auch
auf die Boden- und Wohnungspreise dürfte die vorgesehene Lockerung nach Ansicht
des Bundesrates kaum Auswirkungen haben, da der Kreis der Nutzniesser begrenzt sei. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.08.1992
DIRK STROHMANN
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Im April kam der Bundesrat einem Postulat des Ständerats nach und legte den Entwurf
zu einem Bundesbeschluss über die Erhöhung der Eventualverpflichtungen
(Bürgschaften und Schuldverpflichtungen) im Rahmen der Wohnbau- und
Eigentumsförderung vor. Damit wurde für die Jahre 1992-1996 ein neuer Rahmenkredit
von CHF 744 Mio. beantragt. Begründet wurde diese Massnahme mit der weitgehenden
Erschöpfung des gemäss dem Wohnbau- und Eigentumsförderungsgesetz gewährten
Rahmenkredits für Eventualverpflichtungen sowie der Notwendigkeit eines verstärkten
Engagements des Bundes in Zeiten zunehmend steigender Wohnkosten.

Als Erstrat trat der Nationalrat im August auf die Vorlage ein und genehmigte sie in der
vom Bundesrat vorgelegten Form. Ein Nichteintretens-Antrag von SD und Lega fand
ausserhalb dieser Fraktion keinerlei Unterstützung. Noch weniger Widerstand setzte
der Ständerat dem Gesetzesentwurf entgegen. Ohne Gegenantrag wurde Eintreten
beschlossen und die Massnahme einstimmig angenommen. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.10.1992
DIRK STROHMANN

Das Parlament nahm die Beratung des im August 1992 vom Bundesrat vorgelegten
Entwurfs über ein Bundesgesetz für die Wohneigentumsförderung mit Mitteln der
beruflichen Vorsorge auf. Der Nationalrat, welcher sich als erster mit der Vorlage
befasste, hatte dabei über den Antrag einer rot-grünen Minderheit seiner
vorberatenden Kommission zu befinden, das Gesetz nach Eintreten an den Bundesrat
zurückzuweisen. In deren sowie im Namen seiner Fraktion erhob de Dardel (sp, GE) zwei
grundlegende Einwände gegen die Gesetzesvorlage: Aus Sicht der Wohnbauförderung
bringe das Gesetz weniger eine breitere Streuung des Wohneigentums als die
Möglichkeit zur Schuldtilgung für bereits erworbene Immobilien, da der Rückgriff auf
Kapital der zweiten Säule auch für Wohneigentümer möglich ist. Damit stelle die Vorlage
aber kaum einen Anreiz für den Wohnungsbau dar. Aus sozialpolitischer Sicht stosse
sich das vorliegende Gesetz mit Artikel 34quater der Bundesverfassung, welcher zum
Zweck der Wohneigentumsförderung die Gelder der dritten Säule vorsehe, während die
zweite Säule für die Finanzierung des Ruhestands konzipiert worden sei. Diese Aufgabe
könne der Besitz von Immobilien aber weit weniger erfüllen, als die Auszahlung von
Renten. Für die Grünen brachte Hafner (gp, BE) zudem Bedenken gegenüber einer
möglichen Vergrösserung des Baulandangebots oder einer Riickzonung von naturnahem
Land an.

In der Debatte sprach sich neben den grossen bürgerlichen Parteien und der AP auch
die Fraktion von LdU/EVP für ein Eintreten auf die Vorlage aus. Auch in der folgenden
Detailberatung vermochte die Minderheit der Kommission ihre Vorstellungen nicht
durchzubringen, verzichtete jedoch auf Ablehnung der Vorlage, so dass das Gesetz im
Sinne der Kommissionsmehrheit und des Bundesrates einstimmig angenommen wurde.
Auf Antrag des Bundesrates schrieb der Rat auch die zugehörigen parlamentarischen
Vorstösse ab, darunter auch die parlamentarische Initiative Carobbio (sp, TI) (91.427) für
die Finanzierung zinsgünstiger Wohnungen durch die zweite Säule, auf welche sich die
oben bezeichnete Kommissionsminderheit als Alternative zur Vorlage über die
Wohnbauförderung mit Mitteln der zweiten Säule berufen hatte.

Im Ständerat warnten die meisten Votanten zwar vor einer Überbewertung der
positiven Auswirkungen der Massnahme. In der Detailberatung stimmte die
Ständekammer jedoch weitgehend der Version des Nationalrats zu. Das Gesetz wurde
nach der kurzen Differenzbereinigung von beiden Räten einstimmig verabschiedet. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.12.1993
DIRK STROHMANN

Angesichts der Entwicklungen auf dem Wohnungsmarkt trat der Bundesrat bei der
staatlichen Wohnbau- und Wohneigentumsförderung auf die Bremse. Er beantragte
dem Parlament markant geringere Rahmenkredite für die Jahre 1998 bis 2000 von
rund CHf 700 Mio., womit jährlich noch 3'500 Wohnungen gefördert werden sollen. Das
Förderungsvolumen wurde so gegenüber dem Durchschnitt der vergangenen fünf Jahre
gesamthaft um zwei Drittel, im Bereich der Neuproduktion von Mietwohnungen gar um
mehr als 80% gekürzt. Die Mittel sollen vor allem Familien, Betagten und Behinderten
zugute kommen. Beide Räte hiessen die Rahmenkredite im Berichtsjahr als
Übergangslösung gut, forderten den Bundesrat aber auf, das Konzept der Wohnbau-
und Wohneigentumsförderung bis zum Jahr 2000 grundlegend zu überdenken.
Mittelfristig ist im Rahmen des neuen Finanzausgleichs geplant, die Wohnbauförderung
den Kantonen zu übertragen, eine Absicht, die in der Vernehmlassung überwiegend auf
Zustimmung gestossen ist.
In einer neuen Verordnung über die Erstellungskosten bei Wohnbauvorhaben mit

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.12.1997
EVA MÜLLER
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Bundeshilfe senkte das EVD die Kostengrenzen um gegen 8% im Durchschnitt. Damit
wird dem Rückgang der Baukosten Rechnung getragen. 10

In seiner Botschaft vom 24. Februar verabschiedete der Bundesrat zuhanden des
Parlaments zwei Massnahmenpakete zur Eindämmung der im Rahmen der
Wohneigentumsförderung entstehenden Verluste. Die Rezession in den 90er Jahren,
verbunden mit stark sinkenden Werten im Immobilienmarkt, hat dem Bund bislang CHF
270 Mio. Verluste zugeführt. Aufgrund der gesunkenen Mietzinse konnten die
Bundeskredite bei weitem nicht zurückgezahlt werden. Zudem mussten in den
vergangenen Jahren viele Wohnbaugenossenschaften Konkurs anmelden; der Bund
musste seine Bürgschaftspflichten wahrnehmen und Teile des Schadens selber tragen.
Obwohl mit dem Neuen Finanzausgleich zwischen Bund und Kantonen die
Wohneigentumsförderung in Zukunft ein immer kleineres Engagement des Bundes
vorsieht, wird ein weiterer Anstieg der Schulden auf CHF 700 Mio. erwartet. Der
Bundesrat will nun einerseits das System des WEG revidieren. Die Empfängergruppe
und die Zahl der Engagements soll stark eingeschränkt werden. Die Vorschläge des
Bundesrates zur Revision des WEG fussen auf fünf Pfeilern: Die Förderung soll
zukünftig nur noch Empfänger berücksichtigen, die eindeutig darauf angewiesen sind;
die Erneuerung ganzer Quartiere in Städten und Agglomerationen soll ins Zentrum
gerückt werden; mit den Baugenossenschaften will der Bund enger zusammenarbeiten;
die Bundesbeiträge sollen nicht mehr à fonds perdu vergeben werden; schliesslich soll
die Grundlagenforschung über die Wohneigentumsförderung verstärkt werden. Zum
anderen soll zum Auffangen der bestehenden Risiken der Rahmenkredit von heute CHF
700 Mio. um weitere CHF 240 Mio. erweitert werden. CHF 140 Mio. davon sollen zur
Ablösung von Hypotheken durch rückzahlbare Darlehen eingesetzt werden. Mit
weiteren CHF 100 Mio. will sich der Bund zusätzlich an der Auffanggesellschaft Sapomp
AG beteiligen, welche vorübergehend notleidende Liegenschaften aufkauft und nach
einer Erholung im Immobilienmarkt wieder verkaufen will. Schliesslich soll der Bund mit
einem Kredit von CHF 1,4 Mrd. die Vorschusskredite der Banken übernehmen und zu
einem günstigeren Zins an die WEG-Nutzniesser abgeben. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.02.1999
DANIEL BRÄNDLI

Der Ständerat hiess als Erstrat sowohl die Änderung des WEG wie auch den
Bundesbeschluss über Massnahmen zur Minderung der Verluste und Zahlungsrisiken
aus der Wohnbau- und Eigentumsförderung in seiner Sommersession gut. Ständerat
Brändli (svp, GR) erläuterte als Berichterstatter der WAK-SR, dass sich viele Mieter der
Rückzahlung der Wohnbauförderung in Form steigender Mieten durch Wegzug
entzögen und sich oft keine Nachmieter zu den bestehenden Bedingungen finden
lassen würden. Die Finanzinstitute als Kreditgeber würden sich zudem bei der
Kreditvergabe immer stärker zurückhalten und teilweise sogar Kredite aufkündigen.
Nach Meinung der Kommission sei diese Entwicklung und vor allem das Ausmass und
die Dauer der Immobilienkrise nicht absehbar gewesen. Sie beurteilte die
Gesetzesänderungen und die Massnahmen positiv und beantragte Zustimmung.
Ständerat Loretan (fdp, AG) forderte, dass in Zukunft die Auslagerung der Förderung
des selbstgenutzten Wohneigentums weiterverfolgt werde und für die Unterstützung
der Wohnungs- und Siedlungserneuerung ein kostenneutrales System geschaffen
werde. Die geplante Unterstützung von gemeinnützigen Bauträgern und
Dachorganisationen wie auch die Hilfe an finanziell und sozial schwache Personen bei
der Wohnungsversorgung seien wichtige Aufgaben des Bundes, könnten allerdings
teilweise an die Kantone delegiert werden. Hingegen sei der Rückzug des Bundes aus
der allgemeinen Wohnbauförderung angezeigt. Der hohe Leerwohnungsbestand zwinge
eine Deregulierung der Wohnbauförderung und die Einführung der Marktmiete
geradezu auf. In seiner Herbstsession stimmte der Nationalrat beiden Vorlagen ohne
Gegenantrag zu. In der Schlussabstimmung im Nationalrat wurde die Revision des
Wohnbau- und Eigentumsförderungsgesetzes mit 186 Stimmen gegen die Stimmen von
Blocher (svp, ZH), Bonny (fdp, BE) und Steinemann (fp, SG) verabschiedet. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.10.1999
DANIEL BRÄNDLI

Der Bundesrat hat im März nach Ablauf der Referendumsfrist die im Vorjahr
beschlossene Änderung des Wohnbau- und Eigentumsförderungsgesetzes (WEG) in
Kraft gesetzt. Gleichzeitig trat der Bundesbeschluss über Massnahmen zur Bereinigung
und Minderung der Verluste und Zahlungsrisiken aus der Wohnbau- und
Eigentumsförderung in Kraft. 13
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Im Januar hat der Bundesrat im Auftrag der WAK-NR das Vernehmlassungsverfahren
über eine Gesetzesvorlage zum Bausparen eröffnet. Die Vorlage will es den Kantonen
ermöglichen, in ihren Steuergesetzen das Bausparen nach baselländischem Modell zu
fördern. Dieses Modell wäre nach dem Ablaufen der achtjährigen Übergangsphase zur
Umsetzung des 1993 beschlossenen Steuerharmonisierungsgesetzes nicht mehr
zugelassen. FDP-Nationalrat Gysin (BL), der mit einer parlamentarischen Initiative die
Revision initiiert hatte (98.455), zeigte sich aber enttäuscht über den bundesrätlichen
Vernehmlassungsentwurf. Seiner Meinung nach wurde darin der WAK-Entwurf
ungenügend berücksichtigt: Anstatt eines nach sechs Grundsatzfragen ausgerichteten
Fragebogens hat der Bundesrat einen umfangreicheren Bogen an die
Interessenvertreter verschickt, welcher nach Auffassung Gysins teilweise
widersprüchlich und sachunrichtig war. Er warf dem Bundesrat deshalb vor, eine
negative Grundstimmung zu schüren und einen von beiden Kommissions- und
Ratsmehrheiten getragenen Vorstoss schikanös zu behandeln. Das Ergebnis der
Vernehmlassung erbrachte grosse Zustimmung von bürgerlicher Seite und eine
Ablehnung von Seiten der SP und der meisten Kantone. Die kantonalen
Finanzdirektoren stellten sich der Revision ebenfalls in den Weg. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.04.2000
DANIEL BRÄNDLI

Das Finanzdepartement veröffentlichte die Vernehmlassungsunterlagen zur Revision
der Wohneigentumsbesteuerung. Der bundesrätliche Vorschlag stützte sich auf die
Empfehlungen der Expertenkommission und beantragte die Abschaffung der
Eigenmietwertbesteuerung bei einem Wegfall der Schuldzins- und
Unterhaltskostenabzüge. Bundesrat Villiger liess verlauten, nach dem deutlichen Nein
zur Hauseigentümerinitiative sei lediglich eine aufkommensneutrale Reform denkbar.
Mit Ausnahme des SGB sprachen sich alle interessierten Organisationen für den
Systemwechsel aus. Allerdings wollten die SP und der Mieterverband nur eine
kostenneutrale Variante unterstützen, wohingegen der SHEV und die bürgerlichen
Parteien mit deutlichen Steuerermässigungen rechneten. Der SHEV kritisierte in erster
Linie die vorgesehene Streichung des Unterhaltskostenabzugs. Dadurch würden
wichtige Anreize zum Erhalt der Bausubstanz wegfallen. SHEV-Präsident Dettling drohte
im August mit einer neuen Initiative, sollten Bundesrat und Parlament die
Wohneigentumsförderung beschneiden. Bei den Kantonen herrschte ein
uneinheitliches Bild. Der Systemwechsel wurde von elf Kantonen abgelehnt und von
fünfzehn begrüsst.

In einem Grundsatzentscheid sprach sich der Bundesrat im Oktober für eine
Streichung des Unterhaltskostenabzugs aus. Entgegen seiner Ankündigung hat er aber
die Botschaft nicht verabschiedet. Bundesrat Villiger erklärte anlässlich der
Budgetberatung im Parlament, die Gefahr eines Konjunkturabschwungs habe einen
Aufschub notwendig gemacht. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.11.2000
DANIEL BRÄNDLI

Das Bundesgesetz vom 20. März 1970 über die Verbesserung der Wohnverhältnisse im
Berggebiet sah eine Entrichtung von Bundesbeiträgen an Wohnbausanierungen bis
spätestens Ende 2000 vor. Seit Inkrafttreten im Jahre 1971 sind 21'735 Wohneinheiten
mit insgesamt CHF 427,7 Mio. gefördert worden. Im Nationalrat verlangten Oehrli (svp,
BE) (99.3405) und Wittenwiler (fdp, SG) (99.3409), im Ständerat Maissen (cvp, GR)
(99.3418), auf dem Motionsweg eine Verlängerung dieser Bundeshilfen bis zum
Zeitpunkt der Einführung des Neuen Finanzausgleichs (NFA). Sie befürchteten, dass
ohne finanziellen Lastenausgleich der Verfassungsauftrag zur Erhaltung einer
dezentralen Besiedelungsstruktur gefährdet sei. Die Kantone hätten bis zur Einführung
des NFA die Beiträge ohne Kompensation selber zu tragen. Gegen den Antrag des
Bundesrates wurden alle drei Motionen von den Räten überwiesen. Im September
verabschiedete der Bundesrat seine Botschaft über die Änderung des VWBG. Bis zum
Inkrafttreten des NFA, längstens aber bis Ende 2005 will er die Bundeshilfen fortführen.
Jährlich sollen CHF 8 Mio. für diese Aufgabe eingesetzt werden. Das Parlament gab
seine Zustimmung noch während der Wintersession. Ein Antrag Maissen, im
Voranschlag 2001 statt CHF 9 Mio. einen Betrag von CHF 15 Mio. für die VWBG
vorzusehen, lehnte der Ständerat ab.

In den Genuss der vom Bund geförderten Wohnbausanierung kamen laut einer 1998
erstellten Evaluation vor allem einkommensschwache und grössere Haushalte, die
mehrheitlich in der Landwirtschaft tätig sind. Damit wurde die Zielgruppe erreicht. Das
Ziel der Wohnbausanierung, die Abwanderung aus den Berggebieten zu vermindern und
damit die dezentrale Besiedelung der Schweiz zu erhalten, wurde lauf Bundesrat
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erreicht. Nicht zuletzt profitierte auch das örtliche Gewerbe von den
Erneuerungsbauten.In den 90er Jahren trug der Bund rund die Hälfte der im Berggebiet
zugesicherten Finanzhilfen. Die Finanzierung wurde über einen
Jahreszusicherungskredit gesteuert. Dieser Kredit wurde seit 1997 laufend gekürzt und
betrug im Jahre 1999 noch CHF 5 Mio. für Zusicherungen und CHF 6,6 Mio. für
Zahlungen. Mit den im laufenden Jahr budgetierten Zusicherungen beliefen sich die
offenen Zusicherungen Ende 2000 auf rund CHF 27,7 Mio. Diese Summe will der
Bunderat bis 2002 auf Null abbauen und damit die Bundeshilfe zur Wohnverbesserung
im Berggebiet einstellen. Je CHF 9 Mio. wurden im Voranschlag 2000 und im Finanzplan
2001 eingestellt, weitere CHF 9,7 Mio. im Finanzplan 2002. 16

Im Februar präsentierte der Bundesrat im Rahmen der Botschaft zum „Steuerpaket
2001“ seinen Vorschlag zur Revision der Wohneigentumsbesteuerung. Er hielt sich an
seine Vernehmlassungsvorlage des Vorjahres und sprach sich für den Verzicht auf die
Besteuerung des Eigenmietwerts und somit für einen Systemwechsel aus. Schuldzinsen
sollten nur noch während der ersten zehn Jahre nach dem Erwerb und
Unterhaltskosten nur noch limitiert von den Steuern abgezogen werden können.
Ausserdem wäre bis zum 45. Altersjahr eine steuerbegünstigte Bauspareinlage im
Rahmen der Säule 3a zugelassen. Damit sich die Hauseigentümerinnen und -eigentümer
auf den Systemwechsel vorbereiten könnten, sollte das neue System erst 2008 in Kraft
treten. Um insbesondere in den Tourismuskantonen die durch die Abschaffung der
Eigenmietwertbesteuerung bedingten Ausfälle kompensieren zu können, würde auf
kantonaler Ebene eine Zweitwohnsteuer eingeführt. Diese Massnahmen würden die
Hauseigentümer pro Jahr etwa um CHF 100 Mio. entlasten. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.02.2001
MAGDALENA BERNATH

Im Frühjahr 2001 gab der Bundesrat den Entwurf für ein Wohnraumförderungsgesetz
(BFW) in die Vernehmlassung. Dieses soll das Wohnbau- und
Eigentumsförderungsgesetz (WEG) von 1974 ablösen. An die Stelle der allgemeinen
Förderung des Wohnungsbaus soll die gezielte Unterstützung wirtschaftlich schwächer
gestellter Personen treten. Auf die bisherige Verbilligung der Anfangsmieten, welche zu
grossen Verlusten für den Bund geführt hatte, will der Bundesrat verzichten. An ihre
Stelle sollen zinsgünstige oder zinslose Darlehen für den Bau und die Erneuerung von
Wohnraum treten. Die Mehrheit der Vernehmlassungsteilnehmerinnen und -teilnehmer
stimmte dem Entwurf grundsätzlich zu. Kritisch äusserten sich die SVP und die
welschen Immobilienverbände, die keinen Bedarf für die Fortsetzung der
Wohnbauförderung durch den Bund sahen. (Zur Änderung des WEG im Jahr 2000 siehe
hier.) 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.10.2001
MAGDALENA BERNATH

Der Nationalrat befasste sich in der Herbstsession mit dem Geschäft. Entgegen ihrem
im Vorjahr ausgearbeiteten Modell hielt die Mehrheit der WAK den vom Bundesrat
vorgeschlagenen Systemwechsel nun nicht mehr für notwendig und beantragte lediglich
Korrekturen am geltenden System. Sie wollte den Eigenmietwert generell auf 60% des
Marktwerts festsetzen und ein Bausparmodell nach Baselbieter Muster einführen. Die
SP-Fraktion war zwar für einen Systemwechsel, nicht aber für massive
Steuererleichterungen für die Hauseigentümer; sie sprach sich zuerst für
Nichteintreten aus. Knapp durchsetzen konnte sich schliesslich, dank der
Unterstützung der SP und der GP, die CVP, welche den vom Bundesrat beantragten
Systemwechsel unterstützte. In der Detailberatung sprach sich der Nationalrat gegen
den Widerstand der Linken für höhere Abzüge aus als der Bundesrat vorgeschlagen
hatte. Unterhaltskosten sollten bereits ab CHF 4'000 (Bundesrat CHF 5'000) und
Schuldzinsen für Ersterwerbende im Betrag von CHF 15'000 für Verheiratete bzw. CHF
7'500 für Alleinstehende abgezogen werden können. Bundesrat Villiger plädierte
vergeblich dafür, angesichts des prekären Zustandes der Bundeskasse und im Hinblick
auf die Gleichbehandlung mit den Mietern mehr Vernunft und Mass walten zu lassen.
Trotzdem stimmte die grosse Kammer für die Einführung eines Bausparmodells nach
basellandschaftlichem Muster. Dieses erlaubt Steuerpflichtigen unter 45 Jahren,
während höchstens 10 Jahren bis zu CHF 12'000 (Verheiratete CHF 24'000) jährlich auf
ein Bausparkonto zu überweisen und von der Steuer abzuziehen. Nur bezüglich der
Übergangsfrist folgte der Rat dem Bundesrat. In der Gesamtabstimmung hiess er die
Vorlage mit 75:60 Stimmen bei 18 Enthaltungen gut; die SP und die Grünen hatten
geschlossen dagegen gestimmt. Im Anschluss daran schrieb der Nationalrat die
parlamentarischen Initiativen Gysin(fdp, BL) von 1998 zum Bausparen (98.455),
Hegetschweiler (fdp, ZH) zur Besteuerung des Eigenmietwerts (99.409) und die der
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CVP-Fraktion zur Wohneigentumsförderung (98.457) ab. Nachdem bereits die kleine
Kammer die Standesinitiative des Kantons Aargau für eine tiefere Bewertung des
selbstgenutzten Wohneigentums (99.300) abgelehnt hatte, schloss sich ihr der
Nationalrat an.

Durch die Anpassungen des Nationalrats steigen die Ausfälle gegenüber dem
bundesrätlichen Vorschlag (CHF 90 Mio.) auf CHF 280 Mio. an. Dazu kommen noch rund
CHF 50 Mio. für das Bausparmodell. Bezüglich der Auswirkungen auf die Kantone
nannte der Bundesrat als Antwort auf die Interpellation von Nationalrat Zanetti (sp, SO)
(01.3519) zusätzliche Mindereinnahmen bei ihrem Anteil an der direkten Bundessteuer
von CHF 65 Mio. (der Vorschlag des Bundesrates sah einen Ausfall von CHF 35 Mio. vor).
Dazu kommen noch nicht bezifferbare, aber erhebliche Mindererträge bei den Staats-
und Gemeindesteuern. In ihren ersten Beschlüssen korrigierte die WAK des Ständerats
die Entscheide des Nationalrats wieder nach unten und sah geringere
Einnahmeausfälle vor. 19

Im Februar verabschiedete der Bundesrat die Botschaft über die Förderung von
preisgünstigem Wohnraum. Sie enthielt einen Entwurf für ein neues Bundesgesetz über
die Förderung von preisgünstigem Wohnraum (Wohnraumförderungsgesetz, WFG),
einen dazugehörigen Finanzierungsbeschluss für die Jahre 2003 - 2006 sowie einen
Entwurf einer Änderung des Wohnbau- und Eigentumsförderungsgesetzes (WEG): Mit
dem WFG will der Bundesrat preisgünstige Mietwohnungen für wirtschaftlich
benachteiligte Personen und Haushalte fördern. Die umstrittenen Grundverbilligungen,
welche unter dem bisherigen Regime zu grossen Verlusten für den Bund geführt hatten,
werden durch zinsgünstige Darlehen vor allem an Genossenschaften und andere Träger
des gemeinnützigen Wohnungsbaus ersetzt. Da im ländlichen Raum oft kein echter
Markt für Mietwohnungen besteht, nahm der Bundesrat auch die Förderung der
Erstellung und Renovation von Eigentumswohnungen, welche im
Vernehmlassungsentwurf noch nicht enthalten war, in das Gesetz auf. Mit dem
Rahmenkredit sollen in den nächsten vier Jahren rund 6'000 Wohnungen gefördert
werden. Die WEG-Änderung schliesslich soll es in speziell umschriebenen Fällen
erlauben, die bisherige Bundeshilfe vorzeitig zu beenden. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.02.2002
MAGDALENA BERNATH

Als Erstrat befasste sich die kleine Kammer in der Sommersession mit dem Geschäft:
Gegenüber dem WEG soll das neue WFG gemäss Kommissionssprecher Schiesser (fdp,
GL) die staatliche Einflussnahme vermindern; Ziel sei nicht eine allgemeine Förderung,
sondern eine gezielte Hilfe in Zusammenarbeit mit den interessierten Bauträgern.
Einzig die SVP-Vertreter Jenny (GL) und Brändli (GR) sprachen sich gegen die Vorlage
aus, die ordnungspolitisch falsch und zudem viel zu teuer sei. Eintreten war aber
unbestritten. In der Detailberatung nahm der Rat nur geringfügige Änderungen vor. Das
Gesetz passierte die Ausgabenbremse problemlos. In der Gesamtabstimmung stimmte
die kleine Kammer dem Gesetz mit 26:3 Stimmen zu. Anschliessend billigte sie die
Rahmenkredite für die Förderung von preisgünstigem Wohnraum von insgesamt CHF
2,2 Mrd. und sagte Ja zur Änderung des WEG. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.06.2002
MAGDALENA BERNATH

In der Herbstsession lehnte der Ständerat einen Systemwechsel bei der
Wohneigentumsbesteuerung ab und schuf damit eine gewichtige Differenz zum
Nationalrat. In der Eintretensdebatte beantragte Kommissionssprecher Schiesser (fdp,
GL), die Eigenmietwertbesteuerung nicht abzuschaffen und damit auf einen
Systemwechsel zu verzichten. Stattdessen solle die Eigenmietwertbesteuerung im
Rahmen der geltenden Ordnung optimiert werden. Konkret beantragte er eine
Reduktion des Eigenmietwerts auf 60% des Marktwerts, eine griffige Härtefallregelung
und die Einführung eines Bausparmodells. Der vom Nationalrat im Vorjahr beschlossene
Systemwechsel löse zwar das Problem der gerechten Festlegung des Eigenmietwerts,
und das Schuldenmachen werde nicht mehr belohnt, doch erfordere er für
Ersterwerber Abfederungen, die vermutlich mehr kosteten, als vom Bundesrat
veranschlagt. Deshalb sei die geltende Ordnung mit der Möglichkeit des unbegrenzten
Abzugs der Schuldzinsen und der Unterhaltskosten einem Systemwechsel vorzuziehen.
Leuenberger (sp, SO) plädierte für Nichteintreten, da die zusätzlichen
Steuererleichterungen – nach den Entlastungen bei der Familienbesteuerung – für den
Bund nicht finanzierbar seien. Namens der CVP-Fraktion forderte David (cvp, SG)
sowohl eine steuerliche Entlastung der Familien als auch eine Entlastung des
Wohneigentums und damit einen Systemwechsel. Bundesrat Villiger hielt einen
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Systemwechsel nicht für zwingend, doch sei das heutige System nicht gerecht, weil es
Begüterte, wenn sie die Abzugsmöglichkeiten geschickt nutzten, deutlich bevorzuge.
Der Rat trat auf die Vorlage ein und lehnte mit 23:13 Stimmen den Antrag David und
damit den Systemwechsel ab. In der Detailberatung folgte die kleine Kammer
grossmehrheitlich den Anträgen ihrer WAK: Sie beschloss eine Reduktion des
Eigenmietwerts auf 60% des Marktmietwerts und lehnte einen Antrag Plattner (sp, BS)
und die Empfehlung des Bundesrats, der nur auf zwei Drittel des Marktwerts
hinuntergehen wollte, ab. Anschliessend setzte sich eine Minderheit Dettling (fdp, SZ)
durch, die in Härtefällen den Eigenmietwert bis zur Hälfte herabsetzen wollte – die
Kommissionsmehrheit hatte nur bis zu zwei Drittel zugestehen wollen. Die maximale
Höhe der abziehbaren Schuldzinsen wurde unverändert aus der alten Regelung
übernommen (Vermögensertrag plus CHF 50'000). Beim Bausparen folgte die kleine
Kammer dem Vorschlag des Bundesrats und lehnte das basellandschaftliche Modell, das
der Nationalrat favorisiert hatte, ab. Zusätzlich wurde die Behandlungsfrist der
Parlamentarischen Initiativen Bisig (99.413), Büttiker (99.412) und Maissen (98.458) um
zwei Jahre verlängert. In der Wintersession hielt der Nationalrat auf Antrag seiner
Kommission gegen die Stimmen der FDP und der SVP an der Abschaffung der
Eigenmietwertbesteuerung fest. Gegen die Stimmen der Grünen und der SP bekräftigte
er auch seinen Entscheid für das basellandschaftliche Modell des Bausparens. 22

Im Frühling behandelte die grosse Kammer als Zweitrat die Vorlage zur Förderung von
preisgünstigem Wohnraum. Erfolglos beantragte eine Mehrheit der SVP-Fraktion
Nichteintreten, um die Bundesfinanzen zu entlasten; zudem zweifelte sie an der
Wirksamkeit des Wohnraumförderungsgesetzes (WFG) als Mittel zur breiteren Streuung
des Eigentums. Ein Eventualantrag Laubacher (svp, LU), der die Vorlage an die
Kommission zurückweisen wollte mit der Begründung, es handle sich um eine
Sozialgesetzgebung, die mit dem Verfassungsauftrag zur Wohneigentumsförderung
nichts zu tun habe, scheiterte ebenfalls. In der Detailberatung des WFG verlangte
Valérie Garbani (sp, NE), dass der Bund nach Ablauf der Bundeshilfe nötigenfalls
Massnahmen zur Milderung des Übergangs von der subventionierten zur freien Miete
treffen könne. Obschon Kommissionssprecher und Bundesrat den Antrag
unterstützten, wurde er mit 83:54 Stimmen abgelehnt. Das Gesetz passierte die
Gesamtabstimmung mit 106:40 Stimmen. Beim Bundesbeschluss über die
Rahmenkredite forderte Rennwald (sp, JU) für die Finanzierung von Darlehen eine
Erhöhung von CHF 496 auf 650 Mio., Pelli (fdp, TI) hingegen eine Kürzung auf CHF 300
Mio.; beide Anträge wurden verworfen. In der Gesamtabstimmung verpasste der Kredit
mit lediglich einer Stimme das für die Ausgabenbremse erforderliche qualifizierte Mehr.
Beim Wohnbau- und Eigentumsförderungsgesetz (WEG) schloss sich der Nationalrat
diskussionslos der Version des Ständerates an.

In der Differenzbereinigung stimmte der Ständerat knapp einem Antrag Spoerry (fdp,
ZH) zu und kürzte den Rahmenkredit für die Wohnraumförderung auf CHF 300 Mio. Der
Nationalrat billigte ebenfalls nur mit knappem Mehr einen Kompromissantrag seiner
Kommission von CHF 400 Mio., der jedoch das Quorum der Ausgabenbremse erneut
verfehlte. Da die kleine Kammer weiterhin an ihrer Kürzung festhielt, schloss sich ihr
der Nationalrat an. In der Schlussabstimmung hiess der Ständerat das WFG mit 29:5 und
das WEG mit 24:8 Stimmen gut; der Nationalrat verabschiedete die beiden Gesetze mit
132:53 resp. 123:58 Stimmen gegen die Mehrheit der SVP. Im Rahmen des
Entlastungsprogramms 2003 strich das Parlament auf Antrag des Bundesrates die im
WFG vorgesehenen Direktdarlehen von CHF 15 Mio. 23

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.03.2003
MAGDALENA BERNATH

Im Frühjahr hielt der Ständerat bei der Wohneigentumsbesteuerung an seiner Absicht
fest, den Eigenmietwert auf 60% des Marktwerts zur reduzieren; der Nationalrat
hingegen beharrte auf der Aufhebung der Eigentumsbesteuerung. In der letzten Runde
des Differenzbereinigungsverfahrens schloss sich die kleine Kammer mit 23:20
Stimmen der Version des Nationalrats an und entschied sich für den Systemwechsel bei
der Eigenmietwertbesteuerung; die Mehrheit des Ständerates hatte das Risiko einer
Nulllösung bei der Einigungskonferenz oder eines Scheiterns des ganzen Steuerpakets
nicht eingehen wollen. Der anschliessende Ordnungsantrag von Kommissionspräsident
Schiesser(fdp, GL), das Geschäft nach diesem Grundsatzentscheid an die Kommission
zurückzuweisen, um die finanzpolitischen Auswirkungen zu überprüfen, wurde knapp
abgelehnt. Bei den Liegenschaftskosten schloss sich die kleine Kammer der
nationalrätlichen Variante an und nahm im Vergleich zum Bundesrat zusätzliche
Steuerausfälle von CHF 70 Mio. in Kauf. Beim Schuldzinsabzug folgte sie der Vorlage des
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Bundesrats, ebenfalls beim Bausparen, wo sie sich, mit Stichentscheid des Präsidenten,
für das Modell im Rahmen der Säule 3a aussprach – der Nationalrat hatte das
basellandschaftliche Modell vorgezogen.
In der Einigungskonferenz setzten sich die nationalrätlichen Positionen durch:
Schuldenabzüge für Ersterwerber von CHF 7'500 für Einzelpersonen resp. CHF 15'000
für Ehepaare, Bausparen nach dem basellandschaftlichen Modell sowie Inkrafttreten
des Systemwechsels auf 2008. Im Nationalrat plädierte SP-Fraktionschefin Fässler (SG)
vergeblich für die Ablehnung des Antrags der Einigungskonferenz. Das Steuerpaket habe
Entlastungen für Familien mit Kindern versprochen. Die Steuererleichterungen von CHF
1,2 Mrd. kämen jedoch zu zwei Dritteln jenen rund 10% der Haushalte zugute, die über
mehr als CHF 100'000 steuerbares Einkommen verfügen, also genau jenen Personen,
die nicht darauf angewiesen seien. Finanzminister Villiger hielt fest, dass der Bundesrat
den Systemwechsel weg vom Eigenmietwert befürwortet habe. Die zusätzlichen
Abzugsmöglichkeiten seien aber finanzpolitisch übertrieben und von der
Steuergerechtigkeit her fragwürdig. Diesen Teil des Steuerpakets könne der Bundesrat
nicht mittragen. Beide Räte nahmen den Antrag der Einigungskonferenz an. Das
Steuerpaket passierte die Schlussabstimmung im Nationalrat mit 97:69 Stimmen (gegen
die Voten von SP, Grünen und EVP), der Ständerat verabschiedete die Vorlage unter
Namensaufruf mit 30:13 Stimmen und 2 Enthaltungen. 24

Der Schweizerische Hauseigentümerverband zeigte sich über das Ja des Parlaments
zum Steuerpaket befriedigt und sistierte die geplante Lancierung eigener
Volksinitiativen im Bereich des Bausparens und der Eigenmietwertbesteuerung. Die
kantonalen Finanzdirektoren hingegen lehnten die Steuerreform ab. Einen reinen
Systemwechsel hätten sie unterstützt, nicht jedoch das nun vorliegende Modell, das
trotz Abschaffung des Eigenmietwerts weiterhin grosszügige Abzüge für
Unterhaltskosten und Schuldzinsen erlaubt. Die entsprechenden Steuerausfälle seien
für die Kantone nicht tragbar. In der Folge reichten die Regierungen resp. Parlamente
von Bern, Graubünden, Solothurn, Basel-Stadt, Glarus, Jura, Schaffhausen, Wallis,
Obwalden, Sankt Gallen und Waadt erstmals in der Geschichte des Bundesstaates ein
Kantonsreferendum ein. Da das Zustandekommen des Kantonsreferendums bis im
September unklar war, reichte ein links-grünes Komitee ebenfalls das Referendum
gegen das Steuerpaket ein. 25

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.10.2003
MAGDALENA BERNATH

Bei einer hohen Stimmbeteiligung von 50,8% verwarf das Volk das Steuerpaket mit
65,9% Nein- Stimmen. Lediglich in den drei Bezirken Meilen (ZH), Höfe (SZ) und
Rheintal (SG) waren Ja-Mehrheiten zustande gekommen. Gemäss der Vox-Analyse
lehnten Frauen, die städtische Bevölkerung und Personen mit niedrigem Einkommen
die Vorlage noch deutlicher ab als Männer, die Landbevölkerung und Personen mit
höherem Haushaltseinkommen. Obwohl die Wohneigentümer weniger negativ
eingestellt waren, stimmten auch sie mehrheitlich dagegen. Ausschlaggebend für das
Stimmverhalten waren die Parteiverbundenheit und die Einstufung auf der Links-
Rechts-Achse: Unter den Befragten, welche Sympathien für die SVP bekundeten,
nahmen 52%, bei der FDP 58% das Steuerpaket an, bei der SP stiess es auf massive
Ablehnung (17% Ja). Ein differenzierteres Bild zeigte sich bei der CVP, wo lediglich 31%
der Befragten, die der CVP nahe standen, das Steuerpaket gemäss der nationalen
Parteiparole annahmen (9 kantonale Sektionen hatten die Nein-Parole herausgegeben).
Diese Tendenz zur Polarisierung zwischen den Parteien bestätigte sich durch die
Positionierung der Befragten auf einer Links-Rechts-Achse: Je weiter links sich die
Befragten auf der Achse einstuften, desto stärker fiel die Ablehnung des Steuerpakets
aus, je weiter rechts die Einstufung, desto stärker die Zustimmung. Aus der
Untersuchung der Stimmmotive ging hervor, dass nach Auffassung der Gegnerinnen und
Gegner das Steuerpaket zu stark den gut Verdienenden zugute kam und zu viele
unterschiedliche Massnahmen enthielt.
Da das Steuerpaket in der Volksabstimmung gescheitert war, verlängerte der SR die
Frist zur Behandlung der pa. Iv. Maissen (cvp, GR) zur Wohneigentumsförderung (pa.Iv.
Maissen, 98.458), Büttiker (fdp, SO) zum Bausparen (pa.Iv.Büttiker, 99.412) und Bisig
(fdp, SZ) zur Besteuerung des Eigenmietwertes um zwei Jahre (pa.Iv. Bisig, 99.413). Zum
Bausparen nach dem basellandschaftlichen Modell siehe auch die Antwort des BR auf
die Anfrage Baader (svp, BL) (Anfrage Baader, 04.1087).

Steuerpaket (inkl. Wohneigentumsbesteuerung)

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.06.2004
MAGDALENA BERNATH

01.01.90 - 01.01.20 10ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abstimmung vom 16. Mai 2004

Beteiligung: 50,8%
Ja: 821 475 (34,1%)
Nein: 1 585 910 (65,9%)

Parolen:– Ja: CVP (9*), FDP (1*), SVP (1*), LP, EDU, FP, Lega; economiesuisse, SGV, ZSA,
Hauseigentümerverband, Gemeindeverband.
– Nein: SP, GP, CSP, EVP, PdA, SD; SGB, Travail.Suisse, Mieterverband, Städteverband,
Konferenz der kantonalen Finanzdirektoren. 
– Stimmfreigabe: SBV
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen
</div> 26

Diskussionslos überwies der Ständerat in der Sommersession eine im Vorjahr bereits
vom Nationalrat angenommene Motion Imfeld (cvp, OW) (Mo 04.3227), welche eine
Verlängerung der Geltungsdauer des Bundesgesetzes über die Verbesserung der
Wohnverhältnisse in Berggebieten bis zum Inkrafttreten der NFA verlangt, da die
Unterstützung Ende 2005 ausläuft. Im August legte der Bundesrat eine entsprechende
Botschaft vor, und in der Wintersession verabschiedeten die Räte die Fristverlängerung
mit 178:3 Stimmen bei 2 Enthaltungen (Nationalrat) und 45:0 Stimmen (Ständerat). 27

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.2005
MAGDALENA BERNATH

In der Wintersession entschied der Nationalrat über einen vom Bundesrat beantragten
Rahmenkredit für Eventualverpflichtungen in der Wohnraumförderung in der Höhe
von 1,4 Mia Fr. Dies soll dem Bund ermöglichen, zwischen 2011 und 2015 jährlich drei
Emissionen der Emissionszentrale für gemeinnützige Wohnbauträger (EGW) zu
verbürgen und so indirekt zum preisgünstigen Wohnungsbau beizutragen. Aufgrund der
positiven Erfahrungen, die mit der EGW gemacht wurden, nahm der Nationalrat das
Geschäft mit 105 zu 69 Stimmen an. Der Antrag auf Ausgabenbremse, welche von einer
geschlossenen SVP und von Teilen der FDP unterstützt wurde, unterlag mit ähnlichem
Stimmverhältnis. 28

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.12.2010
MARLÈNE GERBER

In der Frühjahrssession stimmte der Ständerat einstimmig einem Eventualkredit von
CHF 1,4 Mia. zur Förderung von gemeinnützigem Wohnungsbau zu. Dieser Betrag,
welcher 2011 bis 2015 zur Verbürgung von jährlich drei Emissionen der
Emissionszentrale für gemeinnützige Wohnbauträger (EGW) eingesetzt werden kann,
war im Vorjahr bereits vom Nationalrat abgesegnet worden. 29

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.03.2011
MARLÈNE GERBER

Gänzlich unbestritten war das Bundesratsgeschäft zum Rahmenkredit zur
Eventualverpflichtung in der Wohnraumförderung 2015-2021 in der Wintersession
2014 im erstberatenden Ständerat. Einstimmig befürwortete die Kantonskammer für die
kommenden Jahre (2015-2021) einen Rahmenkredit in der Höhe von CHF 1,9 Mrd. Mit
diesem Instrument zur Förderung von preisgünstigem Wohnraum verbürgt der Bund
Emissionen der Emissionszentrale für Gemeinnützige Wohnbauträger (EGW). Seit
Inkrafttreten des Wohnraumförderungsgesetzes (WFG) im Jahr 2003 musste noch keine
einzige Bürgschaft eingelöst werden. 30

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.12.2014
MARLÈNE GERBER

Nach dem Ständerat stimmte auch der Nationalrat dem Rahmenkredit zur
Eventualverpflichtung der Wohnraumförderung 2015-2021 in der Frühjahrssession
2015 zu. Anders als im Ständerat, wo die Vorlage 2014 einstimmig und ohne Diskussion
angenommen wurde, lag in der grossen Kammer ein Nichteintretensantrag aus einer aus
SVP-Politikerinnen und -Politikern bestehenden Kommissionsminderheit vor.
Nationalrat Aeschi (svp, ZG) begründete den Minderheitsantrag mit der aktuellen von
Negativzinsen geprägten Situation, die nicht bedinge, dass der Bund CHF 1,9 Mrd. für
dieses Instrument zur Förderung von preisgünstigem Wohnraum binde. Adrian Amstutz
(svp, BE) ergänzte für die SVP-Fraktion, dass mit dieser Massnahme nur
"Pflästerlipolitik" betrieben werde. In seinem ausführlichen Votum wies Bundesrat
Schneider-Ammann in der Eintretensdebatte darauf hin, dass die Regierung ja gerade
darauf abziele, den Eingriff in den Wohnungsmarkt möglichst gering zu halten. Das
Instrument der Eventualverpflichtungen erlaube dies und führe nicht zu

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.03.2015
MARLÈNE GERBER
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Wettbewerbsverzerrungen. Ferner gab der Bundesrat zu, dass das Instrument
ursprünglich in einer Hochzinsphase ins Leben gerufen wurde, dass sich die jetzige
Situation auf langfristige Sicht – Anleihen mit regulärer Laufzeit von 15 Jahren könnten
mit diesem Rahmenkredit also bis 2036 laufen – jedoch auch wieder ändern könne. Der
Nichteintretensantrag wurde im Plenum mit einer Ausnahme ausschliesslich von der
SVP-Fraktion unterstützt. Nachdem auch die Ausgabenbremse mit ähnlichem
Stimmverhältnis gelöst wurde, fand der Entwurf in der Gesamtabstimmung mit 135 zu
50 Stimmen grossmehrheitliche Zustimmung. 31

In Erfüllung einer Motion Leo Müller (cvp, LU) präsentierte der Bundesrat im März 2016
seine Botschaft zum Bundesgesetz über die Besteuerung land- und
forstwirtschaftlicher Grundstücke, mit dem die Rückkehr zur 2011 aufgelösten Praxis
der Gewinnbesteuerung besiegelt werden soll. Wertzuwachsgewinne aus dem
Anlagevermögen eines land- oder forstwirtschaftlichen Betriebs sollten somit nicht
mehr länger vollumfänglich, sondern privilegiert besteuert werden. In der
Vernehmlassung hatte sich die Mehrheit der Kantone, die FDP (mit Ausnahme der
Waadtländer Sektion), die SP und nicht zuletzt auch die Konferenz der kantonalen
Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren, der Schweizerische Gewerbeverband und
der Gewerkschaftsbund gegen das Gesetzesvorhaben ausgesprochen. Vorgebracht
wurden unter anderem Bedenken zur Rechtsgleichheit, da Landwirte erneut gegenüber
anderen Selbständigerwerbenden bevorzugt würden. Zudem wurde die Befürchtung
geäussert, dass bei den Kantonen mit Mindereinnahmen zu rechnen sei. Explizit
begrüsst wurde die Rückkehr zur bisherigen Praxis von der SVP und der CVP, den
Kantonen Freiburg, Genf, Nidwalden, Tessin, Waadt und Wallis sowie einer Mehrheit der
stellungnehmenden Verbände und Organisationen, darunter auch der Schweizerische
Bauernverband. 32

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.03.2016
MARLÈNE GERBER

Im erstberatenden Nationalrat erklärte Finanzminister Ueli Maurer im Namen des
Bundesrates, weswegen die Regierung dem Parlament das vorgelegte Bundesgesetz
über die Besteuerung land- und forstwirtschaftlicher Grundstücke, das in Erfüllung
einer Motion Leo Müller erarbeitet worden war, nicht zur Annahme empfehle. Dass
Wertzuwachsgewinne aus dem Verkauf von Baulandreserven des Anlagevermögens
künftig erneut nicht vollumfänglich besteuert werden sollen, widerspreche dem
Rechtsgleichheitsgebot und verhindere eine Besteuerung nach wirtschaftlicher
Leistungsfähigkeit. Die bundesrätliche Argumentation deckte sich somit mit derjenigen
des Bundesgerichts, welches 2011 geurteilt hatte, dass es nicht mehr länger zulässig sei,
die Gewinne aus dem Verkauf sämtlicher land- und forstwirtschaftlicher Grundstücke
von der Bundessteuer zu befreien. Nichtsdestotrotz fanden sich im Nationalrat 100
befürwortende Stimmen, denen 84 ablehnenden Stimmen gegenüberstanden. Die
stärkste Unterstützung erfuhr die Vorlage durch die SVP, welche sich geschlossen hinter
das Anliegen stellte. Ferner unterstützte auch eine Grossmehrheit der CVP sowie eine
starke Minderheit der FDP die Vorlage. Die Befürwortung des Geschäfts durch den
Nationalrat provozierte beträchtlichen Medienrummel. Zum einen wurde Kritik am
Bauernverbandspräsidenten und Nationalrat Markus Ritter (cvp) laut, der im Vorfeld der
parlamentarischen Beratung intensiv für die Vorlage lobbyiert hatte. Von einer medialen
Kritikwelle wurde gar Bundesrat Guy Parmelin erfasst. Im Rahmen des
Mitberichtsverfahrens hätte sich der VBS-Direktor gar noch für eine Verschärfung der
Vorlage eingesetzt, welche die Rückwirkung für die Zeit zwischen dem
Bundesgerichtsurteil und der neuen Regelung erlauben würde. Aufgrund eigener
Interessen hätte er jedoch in den Ausstand treten müssen. Obwohl der
Gesamtbundesrat in seiner Botschaft auf die Einführung einer Rückwirkungsklausel
verzichtet hatte, brachte die nationalrätliche Kommissionsmehrheit eine solche
während der Beratung im Nationalrat erfolgreich in den Entwurf ein.
Kurz nach der nationalrätlichen Beratung drohte die GLP bereits mit dem Referendum,
sollte das Steuerprivileg für die Bauern wieder eingeführt werden. 33

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.04.2016
MARLÈNE GERBER

Anders gestaltete sich die Ausgangslage im zweitberatenden Ständerat. Dieser sah sich
mit einer grossmehrheitlich ablehnenden Haltung seiner vorberatenden Kommission
konfrontiert. In seiner Argumentation verwies Martin Schmid (fdp, GR) als
Mehrheitssprecher der WAK-SR auch auf die möglichen finanziellen Folgen in Form
gewichtiger Steuerausfälle, welche die Annahme des Bundesgesetz über die
Besteuerung land- und forstwirtschaftlicher Grundstücke mit sich bringen könnte, und
empfahl der Kantonskammer, nicht auf die Vorlage einzutreten. Der Eintretensantrag

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.12.2016
MARLÈNE GERBER
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der Kommissionsminderheit bestehend aus Peter Föhn (svp, SZ) und Isidor Baumann
(cvp, UR) unterlag im Rat mit 12 zu 27 Stimmen bei 3 Enthaltungen, womit der
Nationalrat erneut über Eintreten zu befinden hat. 34

In ihrer erneuten Beratung schwenkte die WAK-NR um und beantragte dem Nationalrat
analog ihrer Schwesterkommission, nicht auf die Vorlage zum Bundesgesetz über die
Besteuerung land- und forstwirtschaftlicher Grundstücke einzutreten. Der
Meinungsumschwung rührte in erster Linie von der deutlich zum Ausdruck gebrachten
ablehnenden Haltung der WAK-SR und des Ständerats her, womit der WAK-NR eine
Einigung unmöglich erschien. Nach wie vor sah die Kommission aber Handlungsbedarf
bei der Besteuerung von Grundstücken im Geschäftsvermögen gegeben, weswegen sie
die Lancierung eines Kommissionspostulats (17.3359) beschloss, das den Bundesrat bei
Annahme verpflichten würde, die Situation der Besteuerung natürlicher und
juristischer Personen in einem Bericht zu eruieren. Nach längerer Debatte stimmte der
Nationalrat dem Antrag seiner Kommission mit 113 zu 63 Stimmen bei 10 Enthaltungen
zu und stellte sich dabei gegen einen Einzelantrag Grin (svp, VD) auf Eintreten. Neben
einer mehrheitlich geschlossenen SVP stimmte nur noch eine kleine Minderheit der
FDP-Fraktion sowie vereinzelte Stimmen aus weiteren Fraktionen nach wie vor für
Eintreten. Über das Postulat befand der Nationalrat noch nicht. 35

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.06.2017
MARLÈNE GERBER
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